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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes 


A. Zielsetzung 

Mit Beschluß vom 28. Juni 1983 (Az. 5 TH 20/83) hat der Hessi- 
sche Verwaltungsgerichtshof einem Antrag der Hoechst AG 
stattgegeben, wonach Rechtsbehelfe gegen Festsetzungsbe- 
scheide zur Abwasserabgabe aufschiebende Wirkung haben 
sollen. Der Verwaltungsgerichtshof begründet diese Auffas- 
sung damit, das Abwasserabgabengesetz des Bundes enthalte 
keine ausdrückliche Bestimmung dahin gehend, daß die auf- 
schiebende Wirkung von Rechtsbehelfen gegen Festsetzungs- 
bescheide entfällt; § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO sei aber auf len- 
kende Sonderabgaben nicht anwendbar. 

Dieser unanfechtbare Beschluß ist geeignet, die Wirkung der 
Abwasserabgabe als flankierendes Instrument des Gewässer- 
schutzes stark zu beeinträchtigen. Der „ökonomische Hebel“ 
Abwasserabgabe kann seine Wirkung, die Abwassereinleiter 
zu weitergehenden Reinigungsmaßnahmen zu veranlassen, 
nämlich nur dann entfalten, wenn den Einleitern ein sofort 
spürbarer Liquiditätsentzug im Falle unterlassener Umwelt- 
schutzinvestitionen droht. Eine Abgabe, die erst nach jahre- 
langen Rechtsstreitigkeiten gezahlt werden muß, wird zumin- 
dest bis zum Ende dieses Rechtsstreites kaum Anreizwirkun- 
gen für Umweltschutzinvestitionen haben. 


B. Lösung 

Die vom Verwaltungsgerichtshof in Frage gestellte Verwal- 
tungspreixis, die auch lenkende Sonderabgaben unter das Pri- 
vileg der nach § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO sofort vollziehbaren 
öffentlichen Abgaben fallen ließ, ist durch eine ausdrückliche 
Regelung im Abwasserabgabengesetz (entsprechend der in 
§ 80 Abs. 2 Nr. 3 VwGO vorgesehenen Möglichkeit) aufrechtzu- 
erhalten. Dadurch würde auch verhindert, daß in den ver- 
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schiedenen Bundesländern weitere divergierende obergericht- 
liche Entscheidungen ergehen und eine dem Gewässerschutz 
abträgliche Rechtsunsicherheit eintritt. 


C. Alternativen 

Dasselbe Ergebnis könnte auch durch eine Änderung der Ver- 
waltungsgerichtsordnung erreicht werden. Dies erscheint 
aber weniger sinnvoll, da hiervon auch andere Sonderabgaben 
erfaßt werden könnten, bei denen der Abgabenzweck den So- 
fortvollzug der Festsetzungsbescheide nicht erfordert. 

Ob eine gleichlautende landesrechtliche Regelung (z. B. in § 14 
des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgaben- 
gesetz) rechtlich möglich wäre, kann dahinstehen; wegen der 
Bedeutung dieser Frage für die Wirksamkeit der Abwasserab- 
gabe ist ohnehin vorrangig eine bundeseinheitliche Lösung 
anzustreben. 


D. Kosten 

Bei einem Wegfall der sofortigen Vollziehbarkeit der Abwas- 
serabgabe ist mit einem erheblichen Rückgang des Abgabe- 
aufkommens in den nächsten Jahren zu rechnen (ohne daß 
der Ausfallbetrag quantifiziert werden könnte). Die ange- 
strebte Änderung des Abwasserabgabengesetzes dient also 
auch der Sicherung des bisher erwartbaren und zur Verbesse- 
rung des Gewässerschutzes eingesetzten Abgabeaufkom- 
mens. 


2 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1444 


Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 14. Mai 1984 

Der Bundeskanzler 
14 (33) — 235 02 — Ab 32/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 532. Sitzung am 24. Februar 1984 beschlossenen Entwurf ei- 
nes Gesetzes zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anla- 
ge 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Abwasserabgabengesetz vom 13. September 
1976 (BGBl. I S. 2721, 3007) wird wie folgt geändert: 

Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

„§ 12 a 

Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Anforderung der Abgabe haben keine aufschie- 
bende Wirkung.“ 


Artikel 2 

Die eingefügte Bestimmung ist auch auf Be- 
scheide anzuwenden, die vor dem in Artikel 4r ge- 
nannten Zeitpunkt erlassen worden sind. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 

Die für den Veranlagungszeitraum 1981 erstmals 
erhobene Abwasserabgabe stellt ein neuartiges, 
flankierendes Instrument zur Verbesserung des Ge- 
wässerschutzes dar. Mit Hilfe der Abgabe soll bei 
den Einleitern von Abwasser ein ökonomisch be- 
gründetes Interesse an möglichst weitgehender 
Reinigung oder Vermeidung schädlicher Abwasser- 
inhaltsstoffe geweckt und dadurch die Schadstoff- 
belastung der Gewässer verringert werden. 

Wesentliche Voraussetzung für die Wirksamkeit 
dieses Anreizmechanismus ist es, daß der Abwas- 
sereinleiter für unterlassene Reinhaltemaßnahmen 
möglichst umgehend finanziell herangezogen wird. 
Nur ein schnell spürbarer Liquiditätsentzug übt die 
vom Gesetzgeber erwartete und in der Praxis bis- 
her weitgehend eingetretene ökonomische Hebel- 
wirkung der Emissionsabgabe aus. 

Die bisherige Verwaltungspraxis gewährleistete die 
schnelle Umsetzung der festgesetzten Abwasserab- 
gabe durch die sofortige Vollziehbarkeit der Abga- 
benbescheide, auch soweit Rechtsbehelfe gegen sie 
eingelegt worden waren. Rechtlich stützte sich 
diese Praxis darauf, daß auch lenkende Sonderab- 
gaben wie die Ab was ser abgab e unter die „öffentli- 
che Abgaben“ des §80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO gezählt 
wurden, bei denen die aufschiebende Wirkung von 
Rechtsbehelfen kraft Gesetzes entfällt. 

Diese Rechtsauffassung wurde nunmehr durch ei- 
nen Beschluß des Hessischen Verwaltungsgerichts- 
hofes vom 28. Juni 1983 (Az.: 5 TH 20/83) in Frage 
gestellt. Entgegen der Auffassung anderer Oberge- 
richte (Bayerischer Verwaltungsgerichtshof; Ver- 
waltungsgerichtshof Baden-Württemberg) hält der 
Hessische Verwaltungsgerichtshof das Abgabenpri- 
vileg des § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO bei Sonderabgaben 
nicht für anwendbar. Daraus folgt, daß Rechtsmittel 
gegen Sonderabgabenbescheide deren Vollziehbar- 
keit hemmen, wenn nicht durch Spezialgesetz oder 
Einzelfallanordnung eine anderweitige Regelung 
getroffen worden ist. 

Diese Entscheidung des Hessischen Verwaltungs- 
gerichtshofes führt wegen der abweichenden Ver- 
waltungspraxis zu einer unvertretbaren Ungleich- 
behandlung der Abwassereinleiter in den verschie- 
denen Bundesländern und stellt mindestens für 
Hessen eine schwerwiegende Beeinträchtigung des 
Lenkungszweckes der Abwasserabgabe dar. Die 
aus Gründen des Gewässerschutzes dringend erfor^ 
derliche schnelle Verringerung des Schadstoffein- 
trags durch Abwassereinleitungen wäre nicht mehr 
gewährleistet, wenn die Einleiter damit rechnen 
könnten, für die Dauer oft jahrelanger Rechtsstrei- 
tigkeiten die Abgabe gestundet zu erhalten. Dies 
müßte zudem unnötige Streitverfahren heraufbe- 
schwören und dadurch den wasserrechtlichen Voll- 
zug beeinträchtigen. 

Zur Gewährleistung einer bundeseinheitlichen Voll- 
zugspraxis und zur Sicherung der vollen Wirksam- 
keit der Abwasserabgabe ist es daher notwendig. 


von § 80 Abs. 2 Nr. 3 VwGO Gebrauch zu machen 
und im Abwasserabgabengesetz selbst klarzustel- 
len, daß Rechtsbehelfe gegen Festsetzungsbe- 
scheide keine auf schiebende Wirkung haben. Unter 
Berücksichtigung der Gesetzessystematik erscheint 
die Einfügung der Bestimmung in den Vierten Ab- 
schnitt des Gesetzes (Festsetzung, Erhebung und 
Verwendung der Abgabe) am sinnvollsten. Durch 
die ausdrückliche gesetzliche Festlegung, daß 
Rechtsbehelfe gegen Abwasserabgabenbescheide 
keine aufschiebende Wirkung haben, soll eine Ent- 
scheidung über die Frage, ob § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO 
allgemein bei Sonderabgaben anwendbar ist, nicht 
präjudiziert werden. 

Zur Vereinfachung des Verwaltungsvollzuges und 
zur Vermeidung sachlich nicht gerechtfertigter Un- 
gleichbehandlungen sollten auch bereits anhängige 
Festsetzungsverfahren nach demselben Grundsatz 
behandelt werden, wie ihn das Gesetz künftig aus- 
drücklich festschreibt. Dies rechtfertigt sich auch 
aus der bisherigen Verwaltungspraxis, die von den 
meisten Abwassereinleitern auch ohne die jetzt vor- 
geschlagene Gesetzesergänzung als rechtskonform 
akzeptiert worden ist. 

Rechts staatliche Bedenken gegen Artikel 2 des Ge- 
setzentwurfes bestehen nicht, da die seit Wirksam- 
werden der Abgabepflicht bestehende Rechtslage 
und der hierauf gestützte Verwaltungsvollzug bei 
den Abwassereinleitern den Eindruck entstehen 
lassen mußte, daß Rechtsbehelfe wie im sonstigen 
Abgabenrecht auch keine aufschiebende .Wirkung 
haben. Die Einleiter konnten und mußten sich hier- 
auf einstellen und werden von der jetzigen Rege- 
lung nicht überrascht. 

Hinzu kommt, daß eine nachhaltige Belastung der 
Einleiter nicht eintritt, da die vollständige Rückzah- 
lung der Abgabe im Falle überhöhter Festsetzun- 
gen unverändert erhalten bleibt. 

Gegenüber der im Endeffekt eher geringen Bela- 
stung des einzelnen Einleiters ist das staatliche In- 
teresse an einer wirksamen Gewässerschutzpolitik 
und der einheitlichen Behandlung aller Abgaben- 
schuldner wesentlich höher zu bewerten. 

Damit sind die Voraussetzungen erfüllt, die das 
Bundesverfassungsgericht an die Zulässigkeit rück- 
wirkender gesetzlicher Regelungen gestellt hat (vgl. 
insbesondere BVerfGE 7, 89 ff.). 

Eine Zurückstellung der Ergänzung des Abwasser- 
abgabengesetzes bis zur geplanten Novellierung 
dieses Gesetzes erscheint nicht vertretbar, da der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Novelle ange- 
sichts einer Fülle ungelöster Detailprobleme völlig 
offen ist. Die Zulässigkeit einer diesem Gesetzent- 
wurf entsprechenden Regelung in den Landes-Ab- 
wassergesetzen erscheint rechtlich zweifelhaft (§ 80 
Abs. 2 Nr. 3 VwGO erfordert eine bundesrechtliche 
Vorschrift) und wäre wegen des erwünschten län- 
dereinheitlichen Vollzugs ohnehin eine weniger 
günstige Lösung. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hält es angesichts des ge- 
meinsamen Bestrebens von Bund und Ländern, ge- 
setzliche Regelungen auf das unabdingbar erforder- 
liche Maß zu beschränken, im Grundsatz nicht für 
geboten, die lediglich regional wirkende, von der 
herrschenden Rechtsprechung abweichende Recht- 
sprechung eines Verwaltungsgerichtshofes zum An- 
laß für eine Gesetzesänderung zu nehmen. Die um- 
weltpolitische Bedeutung des dem Bundesratsent- 
wurf zugrundeliegenden Sachverhalts rechtfertigt 
es jedoch, im vorliegenden Fall hiervor abzugehen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat in der 
umweltpolitischen Einschätzung des Gesetzes zu. 
Die Abwasser abgabe soll als ökonomisch wirken- 
des Instrument den Verursacher von Gewässerver- 
schmutzungen dazu veranlassen, durch Gewässer- 
schutzmaßnahmen die eingeleiteten Schadstoffe zu 
reduzieren, um die Abgabenschuld zu senken. 
Durch die Möglichkeit, mit Hilfe von Rechtsbehel- 
fen die Zahlungspflicht hinauszuschieben, verliert 
der Anreiz der Abwasserabgabe an Wirkung, da die 
durch die Abgabe verursachte Belastung erst nach 
Abschluß eines möglicherweise langwierigen Ver- 
waltungsrechtsstreits eintritt. Der durch die Geset- 
zesänderung bezweckte verstärkte Anreiz zu Ge- 
wässerschutzinvestitionen wiegt schwerer als die 
Möglichkeit, daß in Einzelfällen Abgabenbescheide 
sofort vollzogen werden, die später im Verfahren 
zur Hauptsache aufgehoben werden. 


Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung 
gegen den Gesetzentwurf des Bundesrates keine 
Bedenken. 

1. Durch die Aufnahme einer Regelung über den 
Ausschluß des Suspensiveffektes von Rechtsbe- 
helfen im Abwasserabgabengesetz wird eine 
bundeseinheitliche Verwaltungspraxis sicherge- 
stellt und eine unterschiedliche Rechtsprechung 
bei der Auslegung des § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO 
vermieden, was — da gegen Beschlüsse über die 
aufschiebende Wirkung eine Beschwerde zum 
Bundesverwaltungsgericht nicht vorgesehen ist 
— sonst nicht der Fall wäre. 


2. Bei den Vorberatungen des Gesetzentwurfs ist 
die Frage gestellt worden, ob nicht der Aus- 
schliiß des Suspensiveffektes von Widerspruch 
und Klage gegen Abwasserabgabenbescheide zu 
dem unerwünschten Ergebnis führen könnte, 
daß dann auch die Verwaltungsgerichte, die bis- 
her Sonderabgaben unter § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO 
subsumiert haben, aufgrund der im Abwasser ab- 
gabengesetz geregelten sofortigen Vollziehbar- 
keit im Wege des Umkehrschlusses ihre Ent- 
scheidungspraxis ändern und Sonderabgaben 
den Charakter einer öffentlichen Abgabe ab- 
sprechen könnten. Diese Befürchtung wird von 
der Bundesregierung nicht geteilt. Bei jeder 
Lenkungs abgabe wird auch nach der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Gesetzesänderung des 
Abwasserabgabengesetzes zu prüfen sein, ob es 
sich um eine öffentliche Abgabe i. S. des § 80 
Abs. 2 Nr. 1 VwGO handelt. Wenn in einem fach- 
spezifischen Gesetz entsprechend § 80 Abs. 2 
Nr. 3 VwGO ausdrücklich zur Klarstellung die 
sofortige Vollziehbarkeit von Abgabenbeschei- 
den geregelt ist, kommt es für diese Abgabe auf 
diese allgemeine Auslegungsfrage nicht mehr 
an. Hierzu ist der in der Begründung enthaltene 
Hinweis nützlich, daß mit dieser Gesetzesände- 
rung keine Aussage über den Rechtscharakter 
von Sonderabgaben im Hinblick auf § 80 Abs. 2 
Nr. 1 VwGO getroffen wird. 

3. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Rückwirkung des Gesetzes bestehen auch nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht. Wegen 
der unterschiedlichen Auslegung des Begriffs 
„öffentliche Abgaben“ in § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO 
konnte sich kein schutzwürdiges Vertrauen der 
Abgabenpflichtigen bilden, daß bei der Anforde- 
rung von Abwasserabgaben Widerspruch und 
Klage aufschiebende Wirkung haben. 

Der Inhalt des Artikels 2 des Gesetzentwurfs 
sollte jedoch als Satz 2 in den neuen § 12 a des 
Abwasserabg abenge setzes auf genommen wer- 
den. Die Bundesregierung schlägt hierzu fol- 
gende Formulierung vor: „Satz 1 ist auch auf 
Bescheide anzuwenden, die vor dem . . . (Datum 
des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes) er- 
lassen worden sind.“ 
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